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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über das Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG
Die Stadt Lauda-Königshofen hat mit Datum vom 14.04.2021 die Erteilung einer wasserrechtlichen (Plan-) Genehmigung nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Maßnahme „Renaturierung des Talgrabens“ auf den Flst. Nrn. 10892 (Gewässer), 11153 (Feldweg), 11154 und 11155 (teilflächig), Gemarkung Heckfeld, beantragt.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Gewässerausbau i. S. d. § 67 Abs. 2 S. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Nach Anlage 1 Ziffer 13.18.2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 2 UVPG ist für den naturnahen Ausbau von Gräben im Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls zu prüfen, ob die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Bei der Prüfung unter Bezugnahme auf die örtlichen Gegebenheiten nach Anlage 3 Ziffer 2.3 UVPG (Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien) wurde festgestellt, dass sich die geplante Maßnahme der Gewässerrenaturierung innerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebietes Nr. 128.208 „Dittwar, Königheim, Gissigheim, Heckfeld, Oberlauda“ in der Schutzzone III A befindet.

Hiernach liegt gemäß Anlage 3 Nr. 2.3.8 des UVPG ein Gebiet mit Schutzkriterium vor, so dass als zweite Stufe eine weitergehende Prüfung nach Anlage 3 durchgeführt wurde.
Die umweltrelevanten Merkmale des Vorhabens umfassen die Renaturierung des Gewässers auf einer Länge von 230 m durch die Schaffung eines Gewässerkorridors von 17,5 m Breite, Verlegung des Gewässerverlaufes hin zu einem natürlichen Bachverlauf mit Anpassung der Lauflinie, Reduzierung des Sohlgefälles und Schaffung eines gewässerbegleitenden Randstreifens.
Eine Belastung der Umwelt erfolgt hier nur im Zuge der Bauarbeiten durch die Verwendung von Baugeräten (Geräusche, Erschütterung). Eine Geräuschbelästigung bzw. weitere Erschütterungen sind nach Abschluss der Bauarbeiten nicht gegeben.
Als Standortmerkmale des Vorhabens sind die beanspruchten landwirtschaftlich genutzten Flächen (Ackerflächen) sowie der nicht befestigte landwirtschaftliche Feldweg zu benennen. Die gesamte Maßnahme liegt im Außenbereich mit einem Abstand von ca. 900 m zur nächsten Ortschaft. Angrenzend an die Fläche befindet sich im Westen ein Waldgebiet.
Als Vorbelastungen sind in diesem Fall die lineare Ausbildung sowie der fehlende Gewässerrandstreifen des „Talgrabens“ zu benennen. Ziel der Maßnahme ist die Beseitigung des derzeitigen naturfernen Zustandes hin zu einem naturnahen Zustand.

Durch die geplante Maßnahme sind negative Auswirkungen auf die angrenzende landwirtschaftliche Nutzung nicht zu besorgen. Vorbelastungen bzw. kumulative Auswirkungen sind nicht ersichtlich. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser (insbes. Wasserschutzgebiet) sowie naturschutzfachlicher Belange ist bei Ausführung entsprechend der Planung auszuschließen. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass bei ordnungsgemäßer Ausführung der Maßnahme gemäß der Antragsunterlagen die positiven Effekte der Renaturierung die Eingriffe durch die Baumaßnahme überwiegen. Durch die Renaturierung wird der Gewässerverlauf durch die Schaffung eines natürlichen Umfeldes, Verbesserung der Gewässerstruktur und Schaffung eines Pufferstreifens zur Stoffrückhaltung langfristig verbessert.

Nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien hat die Maßnahme „Renaturierung Talgraben Heckfeld“ keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären, so dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht.
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar.
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